
gegenkommen Deutschlands. Es müsse ein Ubergangsregime von genügend
langer Dauer geschaffen werden, das in seiner ersten Phase vollständig zoll¬
freie Einfuhr für Frankreich an der Saar bieten müsse. Es solle aber erst nach
1935 eingerichtet werden, da der französische Handel nicht auf die Vorteile
verzichten könne, die ihm das gegenwärtige Zollsystem bis 1935 biete. In
den Kommissionssitzungen wurden der französische und der deutsche Stand¬
punkt weiter geklärt, ohne daß „irgendwelche Annäherungsmöglichkei¬
ten“ 134 erkennbar wurden. Von Simson bemühte sich daneben in intensiven
Gesprächen mit Minister Pernot und den Vorsitzenden der Zoll- und Gru¬
benkommission, Elbel und Fontaine, Möglichkeiten einer Einigung auszu¬
arbeiten. Die Franzosen bestanden besonders auf der Aufrechterhaltung des
französischen Zollsystems bis 1935, erklärten sich indes zu formellem Nach¬
geben dahingehend bereit, daß die Zollverwaltung gemischt oder eine Völ¬
kerbundsverwaltung, ja sogar eine deutsche sein könne 135 . Die deutsche
Delegation hielt zwar den französischen Vorschlag für zu weitgehend und
betonte auch die Schwierigkeiten seiner Realisierung, erklärte sich aber in
den Zollfragen zu „sacrifices“ bereit, so daß sich in dieser Frage auf die
Dauer eine Einigung ergeben konnte 136 . In der Grubenfrage dagegen wies
Simson immer wieder auf die Unannehmbarkeit des französischen Stand¬
punktes hin; wenn Frankreich darauf beharre, seien die Verhandlungen
schnell zu Ende 137 . Die Ablehnung habe ihre Ursache in den internen deut¬
schen Verhältnissen. „Die Reichsregierung, die preußische und bayerische
Staatsregierung, die gesamte deutsche Öffentlichkeit, insbesondere die des

Saargebietes“, sei „hierauf in einer Weise festgelegt, daß er dieses Hindernis
als ,insurmontable‘ bezeichnen müsse" 138 .

Die Verhandlungen hatten rasch die gegensätzlichen und in der Grubenfrage
fast unüberbrückbaren Positionen gezeigt. Das saarländische Gremium A
wurde am 5. Dezember in Paris über den Stand der Verhandlungen unter¬
richtet 139 . Dabei wurde besonders betont, daß das Ziel der Verhandlungen
die Rückgliederung sei und daß die Beunruhigung der deutschen Presse über
diese Frage den Tatsachen nicht entspreche. Die Parteivertreter betonten
nochmals ihren Standpunkt über Rückgliederung und Grubenfrage. Am
Vortage war es zu einer ausführlichen Erklärung des Landesrats des Saar¬

gebiets 140 gekommen, in der die Wünsche der Saarbevölkerung klar formu¬
liert und die Haltung der preußischen und bayerischen Regierung und der
deutschen Reichsregierung, die den Forderungen der Saarbevölkerung Rech¬

nung tragen wolle, begrüßt worden waren. Die Auffassung der saarländi¬
schen Parteien war seit Beginn der Verhandlungen immer wieder bei der
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